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Die Autorin behandelt sich in diesem Beitrag die potenzielle Aufnahme eines Grundrechts auf Umwelt 

in den österreichischen Grundrechtskatalog. Sie nennt insbesondere zwei dafür sprechende Gründe: 

die Bedeutung der Umwelt in der politischen und gesellschaftlichen Diskussion sowie die Möglichkeit 

des Einzelnen, sich gegen die Zerstörung und Belastung „seiner“ Umwelt zu wehren. Das bereits im 

Verfassungsrang bestehende Bekenntnis des Staates zum Umweltschutz erscheint der Verfasserin 

als ungenügend. Sie beleuchtet jedoch auch die Schwierigkeiten der Normierung eines solchen 

Grundrechts.  

Ziel des Beitrags ist daher nicht, eine Entscheidung für oder gegen ein solches Grundrecht zu treffen, 

sondern die Problemaspekte des Bereichs „Umweltschutz und Verfassungsrecht“ darzustellen.  
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